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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
GERHARD REISCHL

VOM 15. MÄRZ 1979

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Die Kläger des Verfahrens, zu dem ich
mich heute äußere, sind — nachdem sie
zum Teil schon ab 1964 (Angelo Ge­
melli) oder ab 1967 (Bruno Palombi) als
sogenannte „appaltati" im Kernfor­
schungszentrum Ispra tätig gewesen wa­
ren — in den Jahren 1970 bis 1974 auf­
grund von unbefristeten, aus dem For­
schungshaushalt finanzierten Verträgen
als örtliche Bedienstete im Sinne des Arti­

kels 4 der Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten — Angelo
Del Grande als Atomanlagenbediensteter
— in der genannten Kernforschungsan­
stalt eingestellt worden. Sie haben offen­
bar, abgesehen von dem Kläger Del
Grande, eine technische Ausbildung mit
entsprechenden Diplomen und werden
dementsprechend eingesetzt. Im einzel­
nen verweise ich zu ihren Funktionen auf

deren Beschreibungen in den Beurtei­
lungsberichten über die Kläger sowie auf
Angaben, die dazu auf ausdrückliche An­
frage des Verwaltungschefs von Ispra im
Jahre 1975 von den Vorgesetzten der
Kläger gemacht worden sind und die für
einen Ausschuß bestimmt waren, der sich
mit den Problemen der sogenannten „fal­
schen örtlichen Bediensteten" zu befas­

sen hatte; hierbei handelt es sich um Per­
sonen, die wegen Fehlens ausreichender
Stellen im Haushaltsplan nicht als Atom­
anlagenbedienstete angestellt werden
konnten.

Dieser Anfang 1976 eingesetzte und pari­
tätisch zusammengesetzte Ausschuß
hatte die Aufgabe, zu prüfen, welche ört­
lichen Bediensteten bevorrechtigt zu
Atomanlagenbediensteten im Sinne des

damals noch geltenden Absatzes 3 des Ar­
tikels 4 der Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten ernannt
werden könnten. In der von ihm erstell­

ten Liste fanden sich auf den Plätzen 9
und 13 auch die Namen von vier Klä­

gern des gegenwärtigen Verfahrens.
Außerdem sind im Bericht dieses Aus­

schusses vom August 1976 die Be­
diensteten aufgeführt, „dont les fonc­
tions et/ou les diplomes paraissent, suite
à un premier examen, les situer à un ni­
veau superieur à la classe 1 (Ref. agents
d'établissement)". Unter ihnen finden
sich alle Kläger außer dem Kläger Del
Grande, der — wie schon gesagt — of­
fenbar kein technisches Diplom besitzt.
Er behauptet aber von sich unter Hin­
weis auf die Beurteilungsberichte für die
Jahre 1969 bis 1973, ebenfalls techni­
scher Bediensteter oder doch — dem Be­

richt für die Jahre 1973 bis 1975 zufolge
— solchen Bediensteten fast gleichwertig
zu sein. Aufgrund des Berichtes dieses
Ausschusses erhielten noch im Laufe des

Jahres 1976 sechs andere örtliche Be­
dienstete mit technischen Funktionen

Verträge als Atomanlagenbedienstete
und wurden danach offenbar auch noch

zu Beamten der Kategorie B ernannt; ein
weiterer örtlicher Bediensteter wurde auf­

grund eines Auswahlverfahrens unmittel­
bar in das Beamtenverhältnis der Katego­
rie B berufen.

Gleichfalls im Jahre 1976, und zwar
durch die Ratsverordnung Nr. 2615/76
vom 21. Oktober 1976 (ABl. L 299 vom
29. Oktober 1976, S. 1) wurde die Ver­
ordnung Nr. 259/68 geändert. Dabei
wurde die Kategorie „Atomanlagenbe­
dienstete" in den Beschäftigungsbedin­
gungen gestrichen (Art. 1 letzter Gedan-
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kenstrich; Art. 4 letzter Absatz) und dem
Artikel 2, der mit den Worten beginnt:
„Bediensteter auf Zeit im Sinne dieser Be­
schäftigungsbedingungen ist", ein Buch­
stabe d angefügt, der wie folgt lautet:
,,d) der Bedienstete, der auf Zeit zur

Besetzung einer aus Forschungs-
und Investitionsmitteln finanzierten

Dauerplanstelle eingestellt wird, die
in dem Stellenplan aufgeführt ist,
der dem Haushaltsplan für das be­
treffende Organ beigefügt ist."

Außerdem wurde der Artikel 8 der Be­

schäftigungsbedingungen durch einen Ab­
satz ergänzt, in dem es heißt:

„Das Beschäftigungsverhältnis eines der
in Artikel 2 Buchstabe d genannten Be­
diensteten unterliegt folgenden Regeln:

— Das Beschäftigungsverhältnis eines Be­
diensteten der Laufbahngruppe A
oder B, der Aufgaben wahrzunehmen
hat, für die wissenschaftliche oder
technische Kenntnisse und Fähigkei­
ten erforderlich sind, wird für die
Dauer von höchstens fünf Jahren be­
gründet; das Beschäftigungsverhältnis
kann verlängert werden.

— Das Beschäftigungsverhältnis eines
mit der Wahrnehmung von Verwal­
tungsaufgaben beauftragten Be­
diensteten der Laufbahngruppe A
oder B wird auf unbestimmte Dauer

begründet.

— Das Beschäftigungsverhältnis eines Be­
diensteten der Laufbahngruppe C
oder D wird auf unbestimmte oder be­

stimmte Dauer begründet."

Schließlich wurde noch bestimmt, daß
die Artikel 84 bis 98 der Beschäftigungs­
bedingungen aufgehoben werden.

Daneben enthält die genannte Verord­
nung in einem Artikel 2 Übergangsbe­
stimmungen, die — soweit sie hier von
Interesse sind — folgendes vorsehen:

„(1) Atomanlagenbedienstete und ört­
liche Bedienstete, die aus For­
schungs- und Investitionsmitteln be­
soldet werden und am Tage des In­
krafttretens dieser Verordnung im
Dienstverhältnis stehen, sind von
der in Artikel 6 Absatz 1 der Be­

schäftigungsbedingungen für die
sonstigen Bediensteten der Gemein­
schaften bezeichneten Stelle zum

Abschluß eines Dienstvertrages
nach Maßgabe des Titels II der Be­
schäftigungsbedingungen aufzufor­
dern.

Der Vertrag wird an dem genann­
ten Tag wirksam.

(2) Der Bedienstete wird nach Artikel
10 der Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten der
Gemeinschaften auf einem Dienst­

posten verwendet.

(5) Kommen einAtomanlagenbedienste­
ter oder ein örtlicher Bediensteter

der in Absatz 1 genannten Aufforde­
rung nicht binnen sechs Monaten
nach, so wird ihr Beschäftigungsver­
hältnis gekündigt…"

Diese Bestimmungen wurden auch auf
die Kläger angewandt. Dabei ist zu be­
achten, daß es im Hinblick auf Einstu­
fungsprobleme im Kernforschungszen­
trum Ispra zur Bildung eines besonderen,
ebenfalls paritätisch besetzten Ausschus­
ses kam. Er stellte aufgrund von Beratun­
gen, die in den Monaten Juni und Juli
1977 stattfanden, einerseits fest, daß sie­
ben der Kläger Diplome „donnant voca­
tion à un classement en catfegorie B" be­
sitzen. Andererseits wurde einstimmig
festgehalten, daß die Einstufung aller Klä­
ger in die Kategorie C als korrekt anzuse­
hen sei. Danach wurden den Klägern im
Juli 1977 Anstellungsverträge, die das Da­
tum des 25. Januar 1977 trugen und ab
Inkrafttreten der Verordnung Nr.
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2615/76 wirksam werden sollten, zur Un­
terschrift vorgelegt. Sie sahen eine Be­
schäftigung als Bedienstete auf Zeit für
unbestimmte Dauer und in der Kategorie
C vor. Alle Kläger haben sie noch Ende
Juli 1977 unterzeichnet — einer von ih­
nen, nachdem er den Versuch, einen Vor­
behalt zu machen, fallengelassen hatte.

Trotzdem sind die Kläger der Auffas­
sung, daß die Einführung des neuen Re­
gimes für sie von Nachteil sei und daß
auch die Ausgestaltung ihrer neuen Ver­
träge nicht in Ordnung sei. Sie richteten
deshalb am 25. Oktober 1977 eine förm­

liche Beschwerde an die Anstellungsbe­
hörde. In ihr machten sie geltend, für sie
sei seit Dienstantritt eine falsche Einstu­

fung gewählt worden; in jedem Fall sei
es nicht rechtmäßig, daß die neuen Ver­
träge eine Einstufung in die Kategorie C
vorsähen. Auf diese Weise würden sie ins­

besondere gegenüber dem Teil der örtli­
chen Bediensteten mit technischen Funk­
tionen diskriminiert, der noch vor In­
krafttreten der Verordnung Nr. 2615/76
in die Kategorie B, und zwar auf unbe­
stimmte Dauer, gelangt sei. Auch für die
Kläger hätten die Anstellungsverträge bei
gleicher Dauer eine Einstufung in die Ka­
tegorie B vorsehen müssen. Ferner hätte
die Verordnung Nr. 2615/76 nicht auf
Bedienstete angewandt werden dürfen,
die schon im Dienst standen. Außerdem

müsse die Verordnung deswegen als
rechtswidrig angesehen werden, weil sie
für die Kategorien A und B keine Ver­
träge auf unbestimmte Dauer kenne, so
daß C-Bedienstete bei einer Beförderung
in die Kategorie B auf ein unbefristetes
Anstellungsverhältnis verzichten müßten.

Dieser Beschwerde blieb der Erfolg ver­
sagt. In einem von einem Kommissions­
mitglied unterzeichneten Antwortbe­
scheid vom 20. März 1978 wurde betont,
die Verordnung Nr. 2615/76 gelte zwei­
fellos nicht nur für Neueinstellungen,
sondern auch für bereits im Dienst ste­

hende örtliche Bedienstete. Überdies

könne die Zuweisung eines C-Postens in
einem Vertrag auf unbestimmte Dauer
nach der Situation der Beschwerdeführer

im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver­
ordnung und aufgrund der Übergangsbe­
stimmungen dieser Verordnung nicht be
anstandet werden.

Daraufhin riefen die Kläger am 17. Mai
1978 den Gerichtshof an und stellten fol­

gende Anträge:

1. festzustellen, daß die den Klägern an­
gebotenen Verträge rechtswidrig und
aufzuheben seien, weil sie keine Ein­
stufung in die Kategorie B (bei unbe­
fristeter Dauer) vorsähen;

2. die Zurückweisung der Beschwerde
der Kläger aufzuheben;

3. hilfsweise festzustellen, daß die Ver­
ordnung Nr. 2615/76 insoweit rechts­
widrig sei, als sie Bedienstete betreffe,
die bei ihrem Inkrafttreten schon im

Dienst der Gemeinschaft standen.

Zu diesen Anträgen nehme ich wie folgt
Stellung:

1. Die Meinung der Kläger, das neue,
durch die Verordnung Nr. 2615/76 ge­
schaffene Regime habe nicht auf Perso­
nen angewandt werden dürfen, die be­
reits im Dienst der Gemeinschaft stan­

den, ist ganz offensichtlich unhaltbar.
Dazu genügt es, auf den Wortlaut des
Artikels 2 Absatz 1 der genannten Ver­
ordnung zu verweisen, der ganz eindeu­
tig bestimmt, daß Atomanlagenbedien­
stete und örtliche Bedienstete, die aus
Forschungs- und Investitionsmitteln besol­
det werden und am Tage des Inkrafttre­
tens dieser Verordnung im Dienstverhält­
nis stehen, von der in Artikel 6 Absatz 1
der Beschäftigungsbedingungen für die
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaft
bezeichneten Stelle zum Abschluß eines

Dienstvertrages nach Maßgabe des Titels
II der Beschäftigungsbedingungen aufzu-
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fordern sind. Außerdem sieht Absatz 5

dieses Artikels eine Kündigung der Be­
schäftigungsverhältnisse für die Fälle vor,
in denen Atomanlagenbedienstete oder
örtliche Bedienstete der in Absatz 1 die­

ses Artikels genannten Aufforderung
zum Abschluß eines Dienstvertrages
nicht binnen sechs Monaten nachkom­

men. Daraus kann nur gefolgert werden,
daß die Verordnung Nr. 2615/76 natür­
lich auch für Bedienstete galt, die bei ih­
rem Inkrafttreten schon in einem Anstel­

lungsverhältnis zu der Gemeinschaft stan­
den.

2. Ferner machen die Kläger geltend,
sie seien zu Unrecht als lokale Be­

dienstete eingestellt worden und ihre Ein­
stufung sei schon zu jener Zeit anfecht­
bar gewesen. Örtliche Bedienstete wür­
den nämlich — gemäß Artikel 4 der Be­
schäftigungsbedingungen — „zur Ver­
richtung von manuellen Tätigkeiten oder
Hilfstätigkeiten" eingestellt. Dies ziehe
— wie sich aus den entsprechenden For­
mulierungen des Artikels 5 Absatz 1 Un­
terabsatz 5 des Personalstatuts ergebe —
eine der Kategorie D entsprechende Ein­
stufung nach sich, während den Klägern
nach ihren tatsächlichen Funktionen die

Kategorie B hätte zuerkannt werden müs­
sen.

Wie es sich damit verhält, kann im gegen­
wärtigen Verfahren nicht mehr unter­
sucht werden. Dazu hätten die Kläger
früher ein Gerichtsverfahren betreiben

müssen. Ein solches wäre auch nicht im

Hinblick auf Artikel 81 der Beschäfti­

gungsbedingungen ausgeschlossen gewe­
sen, denn in der Rechtsprechung ist
längst klargestellt (EuGH 11. März 1975
— Porrini und andere/Europäische
Atomgemeinschaft und Comont SpA und
Bellintani und andere/Europäische Atom­
gemeinschaft und Cemi SpA, 65/74 —
Slg. 1975, 319), daß der in Artikel 152
des Euratom-Vertrages vorgesehene

Rechtsweg nicht nur für Beamte und son­
stige Bedienstete gilt, sondern auch für
Personen, die diese Eigenschaft — wie
die Kläger — für sich in Anspruch neh­
men.

Deshalb erscheinen mir im vorliegenden
Verfahren allenfalls zwei Bemerkungen
angebracht.

Einmal ist unstreitig, daß die Kläger sei­
nerzeit nur deswegen Verträge als lokale
Bedienstete bekommen haben, weil der
Stellenplan keine ausreichende Anzahl
von Posten für Atomanlagenbedienstete
vorsah, als welche die Kläger andernfalls
behandelt worden wären. Gerade auch

um dieser unbefriedigenden Situation ab­
zuhelfen, ist aber die Verordnung Nr.
2615/76 erlassen worden, die jetzt für
solche Bedienstete Zeitverträge vorsieht.

Zum anderen können sich die Kläger für
ihren Standpunkt, sie hätten seinerzeit
schon in die Kategorie B eingestuft wer­
den müssen, nicht auf Schlußfolgerungen
einer Arbeitsgruppe berufen, die im Jahre
1964 im Kernforschungszentrum Ispra
eingesetzt worden ist. Deren Aufgabe
war es nämlich nur, Untersuchungen zur
Gleichwertigkeit von Diplomen techni­
scher Bediensteter aus den verschiedenen

Mitgliedstaaten anzustellen. Wenn sie
darüber hinaus in ihrem Bericht auch die

Ansicht zum Ausdruck brachte, es sei un­
erläßlich, daß alle Techniker, die in Zu­
kunft eingestellt würden, in die Katego­
rie B eingestuft würden, so handelte es
sich dabei um nichts weiter als um einen

unverbindlichen Vorschlag und keines­
wegs um eine für die Verwaltung verbind­
liche, einen Einstufungsanspruch begrün­
dende Richtlinie, die überdies — wie uns
die Kommission dargelegt hat — eine Än­
derung des Anhangs I B des Personalsta­
tuts erfordert hätte.

3. Mit einem dritten Argument berufen
sich die Kläger hauptsächlich auf die Ver
Ordnung Nr. 2615/76. Sie sind der Mei-
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nung, ihr Artikel 2 habe, weil er für lo­
kale Bedienstete andersartige Vertragsver­
hältnisse vorgesehen habe, nichts anderes
zum Gegenstand gehabt als eine „Integra­
tion" im Sinne des Artikels 102 des Per­

sonalstatuts. Deshalb hätten die dafür ent­

wickelten Regeln — funktionsgemäße
Einstufung — den Klägern gegenüber be­
achtet werden müssen. In jedem Fall aber
sei zu bedenken, daß der Artikel 2 vor­
schreibe, die Bediensteten nach Artikel
10 der Beschäftigungsbedingungen für
die sonstigen Bediensteten auf einem
Dienstposten zu verwenden. Daraus
folge, daß — weil gemäß Artikel 10 Ab­
satz 4 Anhang IB entsprechend gelte —
dessen Maßstab zu respektieren sei. Da­
nach aber und bei Berücksichtigung der
für die klägerischen Funktionen gegebe­
nen Beschreibungen — Beurteilungsbe­
richte und Auskünfte ihrer Vorgesetzten
für die Arbeitsgruppe Falsi Agenti Locali
— müsse eine Einstufung in die Katego­
rie C verfehlt erscheinen.

Was diese Argumente angeht, so hat die
Kommission sicher recht, wenn sie be­
tont, Vorgänge nach Artikel 2 der Ver­
ordnung Nr. 2615/76 könnten nicht
einer Integration im Sinne des Artikels
102 des Personalstatuts, also der Über­
nahme ins Beamtenverhältnis von Perso­

nen, mit denen vor dem Inkrafttreten des
Personalstatuts nur Beschäftigungsver­
träge abgeschlossen worden seien, gleich­
gestellt werden. Tatsächlich sieht der Ar­
tikel 2 keine entsprechende Regelung mit
der Bestellung eines aus leitenden Be­
diensteten des Organs zusammengesetz­
ten Überleitungsausschusses, der eine ver­
bindliche Stellungnahme zur Eignung
der Bediensteten für die ihnen übertrage­
nen Aufgaben abzugeben hätte, vor. Der
im Jahre 1976 von Brüssel aus einge­
setzte sogenannte Tugendhat-Ausschuß
kann mit diesem Überleitungsausschuß
nicht verglichen werden, denn er setzte
sich paritätisch zusammen und hatte al­

lein die Aufgabe, zu Einstufungsbe­
schwerden Stellung zu nehmen. Deshalb
kann im vorliegenden Verfahren die
Rechtsprechung, die seinerzeit zur An­
wendung des Artikels 102 des Personal­
statuts entwickelt wurde, nicht herange­
zogen werden.

Auch aus Artikel 10 der Beschäftigungs­
bedingungen und Anhang I B zum Perso­
nalstatut kann ein Anspruch auf Einstu­
fung in die Kategorie B nicht eindeutig
hergeleitet werden. Tatsächlich sind näm­
lich in diesem Anhang technische Be­
dienstete nicht nur in der Kategorie B,
sondern auch in der Kategorie C zu fin­
den.

Prüft man aber darüber hinaus, ob im
Verfahren andere zwingende Anhalts­
punkte für eine Einstufung der Kläger in
die Kategorie B erkennbar geworden
sind, so kann auch dazu die Antwort nur
negativ sein.
Sicherlich unerheblich ist insofern der

Hinweis der Kläger auf einen Brief des
Verwaltungschefs von Ispra vom 20. Juli
1977, in dem anerkannt wird, sie hätten
aufgrund ihrer Diplome die „idoneità"
für eine Einstufung in die Kategorie B.
Damit wird nur zum Ausdruck gebracht,
was auch in den Antwortbescheiden auf

die Beschwerden der Kläger festgestellt
worden ist, daß sie nach ihren Fähigkei­
ten die Voraussetzung dafür erfüllen,
eines Tages im Wege der Beförderung in
die Kategorie B zu gelangen, daß sie also
eine derartige Anwartschaft („vocation")
haben.

Ein Gleiches gilt für die Tatsache, daß in
dem Bericht der Gruppe Falsi Agenti Lo­
cali vom August 1976 unter den Be­
diensteten „dont les fonctions et/ou les
diplômes paraissent, suite à un premier
examen, les situer à un niveau supérieur
à la classe 1 (Ref. agents d'établisse­
ment)" auch die Kläger mit Ausnahme
des Klägers Del Grande aufgeführt sind.
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Insoweit ist wichtig, daß dem genannten
Papier nicht entnommen werden kann,
daß die Kläger im Hinblick auf die ihnen
übertragenen Funktionen eine höhere Ein­
stufung verdienen, denn der Besitz ent­
sprechender Diplome reicht für einen
Einstufungsanspruch selbstverständlich
nicht aus.

Soweit sich die Kläger aber auf die be­
reits wiederholt erwähnten Beurteilungs­
berichte und „fiches de renseignement"
berufen, die für den Ausschuß Falsi
Agenti Locali angefertigt worden sind, so
kann zu einem solcherart begründeten
Einstufungsanspruch auf die einschlägige
Rechtsprechung zum Beamtenrecht ver­
wiesen werden, nach der die Wahrneh­
mung von Aufgaben eines höherrangigen
Dienstpostens keinen Anspruch auf hö­
here Einstufung gibt, sondern allenfalls
bei einer Beförderung zu berücksichtigen
ist (EuGH 16. Juni 1971 — Maurice
Prelle/Kommission, 77/70 — Slg. 1971,
561, und EuGH 12. Juli 1973 —
Leandro Tontodonati/Kommission,
28/72 — Slg. 1973, 779). Wichtig ist fer­
ner, daß zu dieser delikaten Bewertungs-
frage — hier gibt es in schwierigen tech­
nischen Bereichen sicherlich Überschnei­

dungen und Abgrenzungsschwierigkeiten
— eine sachverständige Stellungnahme
des bereits erwähnten paritätisch zusam­
mengesetzten Tugendhat-Ausschusses
vorliegt, der — wie schon gesagt — nach
Inkrafttreten der Verordnung Nr.
2615/76 Einstufungsbeschwerden zu
überprüfen hatte. Wenn er für alle Klä­
ger einstimmig — in anderen Fällen
fehlte es an dieser Einstimmigkeit — eine
Einstufung in die Kategorie C für kor­
rekt hielt, so besteht jetzt kein Anlaß, an
der Richtigkeit dieser Einstufung zu zwei­
feln, zumal da die Kläger keine konkre­
ten und substantiierten Angaben gemacht
haben, die die Bewertungen des Tugend­
hat-Ausschusses erschüttern könnten.

4. Die Kläger behaupten weiter, sie
seien bei der Neugestaltung ihrer Dienst­
verhältnisse diskriminiert worden. Dabei

beziehen sie sich auf den Umstand, daß
sechs andere örtliche Bedienstete in ver­

gleichbarer Lage vor dem Inkrafttreten
der Verordnung Nr. 2615/76 Atomanla­
genbedienstete geworden seien und
etwas später zu Beamten der Kategorie B
befördert worden seien. Diese Be­

diensteten hätten also nicht nur eine hö­

here Einstufung, sondern auch stabile
Dienstverhältnisse erreicht, während die
Kläger bei einer Anhebung ihrer Einstu­
fung in die Kategorie B gemäß Artikel 8
der Beschäftigungsbedingungen in der
Fassung der Verordnung Nr. 2615/76
höchstens auf fünf Jahre beschränkte Ver­
träge bekommen könnten. Dies sei sicher
mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz
nicht vereinbar, der, auch wenn Artikel
10 der Beschäftigungsbedingungen in sei­
ner Verweisung den Artikel 5 Absatz 3
ausspare, doch auch für Zeitbedienstete
mit gleicher Laufbahn gelte.

Wir haben im Verfahren gehört, daß der
im Jahr 1976 eingesetzte Ausschuß Falsi
Agenti Locali die Aufgabe hatte, die Si­
tuation der örtlichen Bediensteten zu prü­
fen und eine Liste der Bediensteten zu­

sammenzustellen, die — nach Diplomen,
Funktionen und Dienstalter — bevorrech­

tigt zu Atomanlagenbediensteten ernannt
werden sollten, also zu Bediensteten, die
nach der alten Fassung des Artikels 4 der
Beschäftigungsbedingungen den Katego­
rien C und D angehörten. Nach dieser
Liste, auf deren hinteren Rängen sich
auch vier der Kläger des gegenwärtigen
Verfahrens befanden, wurden sechs ört­
liche Bedienstete zu Atomanlagenbedien­
steten der Kategorie C ernannt; später
wurden sie — wobei der genannte Aus­
schuß nicht mitwirkte, sondern offenbar
das reguläre Beförderungsverfahren, auf
das in Artikel 92 der Beschäftigungsbe­
dingungen verwiesen wurde, angewandt
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wurde — zu Beamten der Kategorie B be­
fördert.

Wenn ich recht sehe, machen die Kläger
nicht geltend, diese Vorgänge seien zu
beanstanden. Jedenfalls müssen sie sich,
soweit sie dazu einige kritische Bemer­
kungen vorgebracht haben — etwa zu
der Tatsache, daß ein Bediensteter von
Platz 13 der erwähnten Liste vor anderen

Bediensteten zum Zuge gekommen sei,
oder zu dem Umstand, daß die Beförde­
rungen nach Erlaß, wenn auch vor In­
krafttreten der Verordnung Nr. 2615/76
vorgenommen worden seien — sagen las­
sen, daß dies jetzt nicht mehr berücksich­
tigt werden kann, sondern seinerzeit
rechtzeitig hätte angefochten werden
müssen.

Die Kläger beanspruchen vielmehr im we­
sentlichen für sich selbst eine vergleich­
bare Behandlung.

Dazu ist indessen einmal anzumerken,
daß dies im Jahre 1976 an dem Umstand
scheiterte, daß keine ausreichende An­
zahl von Stellen zur Verfügung stand.
Genehmigte und nicht besetzte B-Stellen,
auf die die Kläger hingewiesen haben,
waren nämlich darauf anzurechnen, daß
die Zahl der genehmigten C-Stellen über­
schritten worden war, wie sich aus An­
lage 2 zur Replik und Anlage 2 zur Du­
plik, namentlich deren Fußnote 3, ergibt.
Außerdem muß den Klägern entgegenge­
halten werden, daß sie einen solcherart
begründeten Gleichbehandlungsanspruch
seinerzeit im Zusammenhang mit den an­
geführten Vorgängen hätten geltend ma­
chen müssen, wobei freilich nicht überse­
hen werden darf, daß es einen Anspruch
auf Beförderung grundsätzlich nicht gibt.

Soweit die Kläger aber von einer Diskri­
minierung nach Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 2615/76 sprechen, ist anderer­
seits wichtig, daß sie im Verhältnis zu
den erwähnten sieben anderen Be­

diensteten nicht in einer vergleichbaren

Situation waren. Jene anderen Be­
diensteten befanden sich nämlich zu die­
ser Zeit bereits im Beamtenverhältnis. Da­

mit war es natürlich ausgeschlossen, für
sie eine vertragliche Ausgestaltung des
Dienstverhältnisses unter Beachtung der
neuen Verordnung vòrzusehen, wie es
für die Kläger nach deren Status nach In­
krafttreten der genannten Verordnung
unausweichlich war.

Von einer Diskriminierung der Kläger
kann folglich keine Rede sein.

5. Die Kläger berufen sich ferner
darauf, die Kommission habe die in Arti­
kel 24 des Personalstatuts verankerte Für­

sorgepflicht verletzt und bei der Gestal­
tung der Dienstverhältnisse der Kläger
den Grundsatz mißachtet, wohlerwor­
bene Rechte nicht anzutasten; auf diesen
Grundsatz sei auch in einer Entschlie­

ßung des Europäischen Parlaments (ABl.
C 100 vom 3. Mai 1976, S. 38) hingewie­
sen worden.

Dazu ist — was den ersten Punkt angeht
— anzumerken, daß von einer Verlet­
zung des Artikels 24 — auch wenn er da­
hin verstanden wird, daß die Anstellungs­
behörde auf eine befriedigende Gestal­
tung der Laufbahn zu achten habe —
sicher keine Rede sein kann in einer Si­

tuation, in der Dienstverhältnisse örtli­
cher Bediensteter unter korrekter Beach­

tung von Vorschriften geordnet werden,
die unter anderem zum Zwecke einer der­

artigen Regularisierung geschaffen wur­
den.

In bezug auf die angebliche Mißachtung
wohlerworbener Rechte ist andererseits

zu bedenken, daß die Kläger vor Inkraft­
treten der Verordnung Nr. 2615/76 unbe­
fristete Verträge als örtliche Bedienstete
besaßen und daß sie allenfalls Anspruch
darauf hatten, Atomanlagenbedienstete
zu werden, für die eine Einstufung in die
Kategorien C und D galt. Wenn ihnen
bei dieser Sachlage nach Inkrafttreten
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der Verordnung Nr. 2615/76 gemäß Arti­
kel 8 der Beschäftigungsbedingungen ein
unbefristeter Vertrag mit einer Einstu­
fung in die Kategorie C angeboten wor­
den ist, so sehe ich nicht, wie von einer
Mißachtung wohlerworbener Rechte ge­
sprochen werden könnte. Was aber den
Umstand angeht, daß nach der neuen
Rechtslage technische Bedienstete der Ka­
tegorie B nur noch — allerdings ver­
längerbare — Fünfjahresverträge erhal­
ten können, während eine solche Limitie­
rung nach früherem Recht nicht galt, so
ist einfach ausschlaggebend, daß die Klä­
ger nach der alten Rechtslage allenfalls
eine Anwartschaft („vocation"), nicht
aber ein Recht auf Einstufung in die Ka­
tegorie B hatten. Eine solche Ausgangsba­
sis reicht sicherlich nicht aus für die Fest­

stellung, den Klägern seien wohlerwor­
bene Rechte beschnitten worden.

6. Schließlich ist noch auf den klägeri­
schen Hilfsantrag einzugehen, nach dem
die Rechtswidrigkeit der Verordnung
Nr. 2615/76 festgestellt werden soll.
Daran bemängeln die Kläger im einzel­
nen folgendes:

a) Die Kommission habe es unterlas­
sen, darauf hinzuweisen, und der Rat
habe bei der Festlegung der genannten
Verordnung versäumt zu berücksichti­
gen, daß die Kläger bei der Regularisie­
rung der Verhältnisse der örtlichen Be­
diensteten mit technischen Funktionen

im Jahre 1976 übriggeblieben seien, daß
für sie also Sonderbestimmungen zur
Vermeidung von Diskriminierungen ange­
bracht gewesen wären.

b) Nach der neuen Verordnung gebe es
für die Kläger bei einer Beförderung in
die Kategorie B keine unbefristeten Ver­
träge mehr und dies, obwohl sie nicht bei
der Durchführung von Forschungspro­
grammen, sondern im Rahmen der Infra­
struktur tätig seien, die eher dem Bereich

der Verwaltung zuzurechnen sei. Dies
zwinge sie faktisch zu einem Verzicht
auf eine normale Laufbahn.

c) In jedem Falle gebe es — und dies
stelle eine Verschlechterung gegenüber
der alten Rechtslage dar — nach der
neuen Verordnung keine Laufbahnen mit
Beförderungsmöglichkeiten. Der in der
Praxis auch auf örtliche Bedienstete ange­
wandte Artikel 92 der Beschäftigungsbe­
dingungen, nach dem die Artikel 43 und
45 des Personalstatuts betreffend die

Beurteilung und die Beförderung entspre­
chend für die Atomanlagenbediensteten
gegolten hatten, sei nämlich gestrichen
worden. Jetzt gelte bei der Zuweisung hö­
herer Funktionen nur noch Artikel 10 Ab­

satz 3 der Beschäftigungsbedingungen,
wonach in einem solchen Falle ein Zu­

satzvertrag zum Einstellungsvertrag abzu­
schließen sei.

Dazu ist meines Erachtens im einzelnen

noch folgendes zu sagen:

Zu a)

Ich bin nicht der Auffassung, daß in die
Verordnung Nr. 2615/76 Sonderbestim­
mungen für die Kläger hätten aufgenom­
men werden müssen. Wie wir gesehen ha­
ben, konnten sie nach dem früheren Re­
gime allenfalls Verträge als Atomanlagen­
bedienstete mit einer Einstufung in die
Kategorie C beanspruchen. Dem ent­
spricht ihre Behandlung nach dem neuen
Regime. Was aber eine Ernennung zu Be­
amten und insbesondere eine Beförde­

rung in die Kategorie B anbelangt, wie
sie für einige andere örtliche Bedienstete
1976 noch ausgesprochen worden ist, so
kann insofern für die Kläger allenfalls
von einer gewissen Chance gesprochen
werden, deren Wegfall besondere Aus­
gleichsmaßnahmen in der neuen Verord­
nung natürlich nicht erforderlich machte.
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Zu b)

Überzeugt hat mich auch die Erklärung
der Kommission, daß das neue Regime,
nach dem B-Bedienstete mit technischen

Funktionen nur — freilich verlängerbare
— Fünfjahresverträge erhalten können,
auf vernünftigen Erwägungen beruht. An­
ders als für C-und D-Bedienstete, deren
Niveau es erlaubt, sie verschiedenen For­
schungsprogrammen zuzuweisen, und
für Bedienstete mit Verwaltungsfunktio­
nen kann für technische Bedienstete der

Kategorie B angenommen werden, daß
sie, auch wenn sie zu der sogenannten In­
frastruktur (Wartung wissenschaftlicher
Geräte) zu rechnen sind, so eng an For­
schungsprogramme, die gemäß Artikel 7
des Euratom-Vertrags jeweils für fünf
Jahre festgelegt werden, gebunden sind,
daß eine entsprechende Limitierung ihrer
Anstellungsverträge im Interesse einer fle­
xiblen, an den besonderen Fähigkeiten
der Bediensteten orientierten Organisa­
tion der Forschungsarbeit geboten er­
scheint.

Im übrigen muß in diesem Zusammen­
hang, was die Position der Kläger an­
geht, daran erinnert werden, daß sie ge­
genwärtig noch — und, wie wir gesehen
haben, zu Recht — der Kategorie C an­
gehören, das heißt von der soeben er­
wähnten Bestimmung gar nicht erfaßt
werden. Sollten sie aber eines Tages
B-Verträge erhalten, so wäre bei dieser
Gelegenheit Veranlassung gegeben, der
Frage nachzugehen, ob sie nach ihren —
dann neu zu definierenden — Funktio­

nen tatsächlich so eng an Forschungspro­
gramme gebunden sind, daß sich eine Be­
fristung ihrer Vertragsverhältnisse recht­
fertigt, oder ob sie — in der Infrastruk­
tur tätig — eher der Verwaltung angenä­
herte Aufgaben wahrzunehmen haben.

Zu c)

Insofern ist zwar einzuräumen, daß nach
den Beschäftigungsbedingungen für die

sonstigen Bediensteten eine höhere Ein­
stufung einen Zusatzvertrag verlangt
(Art. 10 Abs. 3). In Wahrheit ergibt sich
aber daraus in Verbindung mit der Strei­
chung der Artikel 84 bis 98 der Beschäfti­
gungsbedingungen in bezug auf die Lauf­
bahnen keine relevante Verschlechterung
der Rechtslage, weil, wie die Kommis­
sion gezeigt hat, die ab 1. Januar 1977
anzuwendenden allgemeinen Bestimmun-
gen über die Beförderungen auch für
Zeitbedienstete gemäß Artikel 2 Buch­
stabe d der Beschäftigungsbedingungen
gelten. Auch für sie wird also jährlich in
einem genau geregelten Verfahren ermit­
telt, wer bevorrechtigt für den Abschluß
eines Vertrages mit einer höheren Einstu­
fung in Betracht kommt, und damit so
weit wie möglich sichergestellt, daß Lauf­
bahnen nach objektiven Kriterien mög­
lich sind.

Demnach kann insgesamt nur festgestellt
werden, daß auch der Hilfsantrag nicht
begründet ist und somit kein Anlaß be­
steht, die Verordnung Nr. 2615/76 als
rechtswidrig zu bezeichnen und die
darauf gestützten Verträge der Kläger
deshalb für nichtig zu erklären.

7. Danach ist nur noch ein Wort zu

den Kosten des Verfahrens zu sagen,
von denen die Kläger meinen, sie seien
von der Kommission auch bei deren Ob­

siegen gemäß Artikel 69 § 3 der Verfah­
rensordnung zu tragen, wonach der Ge­
richtshof der obsiegenden Partei die Ko­
sten auferlegen kann, „die sie der Gegen­
partei ohne angemessenen Grund oder
böswillig verursacht hat".
Auch in diesem Punkt sehe ich keinen

vernünftigen Grund, der Ansicht der Klä­
ger zu folgen. Im wesentlichen berufen
sie sich nämlich darauf, daß die soeben
erwähnten Vorschriften über das bei der

Beförderung einzuhaltende Verfahren
erst Ende April 1978 dem Personal zur
Kenntnis gebracht worden seien. Dazu
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ist jedoch einmal festzustellen, daß nach
dem Gesamtvorbringen der Kläger im
Verfahren eine frühere Bekanntgabe der
genannten Bestimmungen diese kaum
von der Klage abgehalten hätte. Außer­
dem ist daran zu erinnern, daß die Veröf­
fentlichung immer noch vor der Klageer­
hebung erfolgt ist und daß auch schon in
den Bescheiden auf die Beschwerden der

Kläger ausdrücklich darauf hingewiesen
worden ist, daß ein Übergang in eine hö­
here Kategorie im Rahmen des für Beför-

derungen vorgesehenen Verfahrens er­
folgt. Da im übrigen auch andere „außer­
gewöhnliche Gründe" im Sinne des er­
sten Absatzes des Artikels 69 § 3 der Ver­
fahrensordnung im vorliegenden Fall
nicht zu erkennen sind — den Umstand,
daß die Kläger längere Zeit zu Unrecht
als lokale Bedienstete angestellt waren,
wird man außer Betracht lassen können

—, muß es also bei einer Kostenentschei­
dung nach Artikel 70 der Verfahrensord­
nung bleiben.

8. Ich schlage demgemäß vor, die Klage als unbegründet abzuweisen und
auszusprechen, daß jede Partei ihre eigenen Kosten zu tragen hat.
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